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Die Beurteilung all dieser Aspekte ist mitentscheidend, ob eine kommunale Planungsmassnahme 
vor den verfassungsmässigen Grundrechten standhält bzw. nicht gegen die übergeordnete Ge-
setzgebung verstösst.

2. Erwägungen
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat die Rechtmässigkeitskontrolle Folgen-
des ergeben:

2.1. Formell-rechtlich sind die Voraussetzungen für die Genehmigung erfüllt.

2.2. Materiell-rechtlich ist Folgendes zu bemerken: Die kantonalen Fachstellen hatten Gelegenheit, 
im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens zu den Planungsmassnahmen Stellung zu nehmen. Es 
kann dazu insbesondere auf den Prüfungsbericht des Amts für Raumplanung vom 28. Okto-
ber 2022 verwiesen werden. Die vom Kanton gewünschten Änderungen wurden bei der Überarbei-
tung mehrheitlich berücksichtigt.

3. Zweckmässigkeitsprüfung gemäss § 31 Absatz 5 RBG
Keine Bemerkungen.

4. Unerledigte Einsprache
5.1. Die kantonale Verwaltungsgesetzgebung kennt keine Verfahrensvorschriften darüber, in wel-
cher Form Einspracheentscheide im Zusammenhang mit Gemeindeversammlungsbeschlüssen zu 
erlassen sind. Es steht daher nichts entgegen und es erscheint in Anbetracht des sachlichen Zu-
sammenhangs sowie aus Zweckmässigkeitsgründen gerechtfertigt, unerledigte Einsprachen mit 
dem regierungsrätlichen Entscheid über die Genehmigung im gleichen Beschluss zu behandeln.

5.2. Im Raumplanungs- und Baugesetz ist die regierungsrätliche Überprüfungsbefugnis bei unerle-
digten Einsprachen nicht speziell geregelt. Artikel 33 RPG verlangt hingegen bei Einsprachen, die 
sich gegen Nutzungspläne richten, die volle Überprüfung. Somit ist der Regierungsrat verpflichtet, 
bei unerledigten Einsprachen sowohl die Recht- als auch die Zweckmässigkeitskontrolle auszuü-
ben.

5.3. Nicht eingetreten werden kann im Rahmen dieses Verfahrens auf allfällige Entschädigungsfor-
derungen. Solche Begehren können, gestützt auf die §§ 78 und 79 RBG sowie in Verbindung mit 
§ 97 Gesetz über die Enteignung (EntG), erst geltend gemacht werden, wenn ein materieller Nach-
teil tatsächlich vorliegt, d. h. frühestens nach Inkrafttreten der entsprechenden Bauvorschriften. 
Dabei ist insbesondere die in § 78 Absatz 2 RBG festgelegte Verwirkungsfrist von sechs Monaten 
zu beachten.

5.4. Nach bundesgerichtlicher Praxis hält eine Planungsmassnahme u. a. dann vor den Grund-
rechten stand, wenn sie auf einer klaren Rechtsgrundlage beruht, im öffentlichen Interesse liegt 
und im Fall einer eigentumsbeschränkenden Wirkung gegen volle Entschädigung erfolgt. Auch 
dem Gebot der Rechtssicherheit ist Rechnung zu tragen. Wie das Bundesgericht schon wiederholt 
entschieden hat, gibt die Eigentumsgarantie keinen Anspruch darauf, dass Land dauernd in jener 
Zone verbleibt, in die es einmal eingewiesen worden ist. Eine nachträgliche Änderung oder Be-
schränkung der Nutzungsmöglichkeiten steht der verfassungsmässigen Gewährleistung des Ei-
gentums nicht entgegen. Die/der Grundeigentümerin/Grundeigentümer hat keinen gesicherten An-
spruch darauf, dass die für ihre/seine Parzelle einmal festgelegten baulichen Nutzungsmöglichkei-
ten unbeschränkt bestehen bleiben.

5.5. Zu allfälligen Begehren auf Änderung ist grundsätzlich festzuhalten, dass der Regierungsrat in 
diesem Genehmigungsverfahren keine positiven Vorschriften festlegen kann, d. h. irgendwelche 
Änderungen der Planungsbeschlüsse darf er nicht selbständig vornehmen. Der Regierungsrat ist 
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• Offene Behälter, die selten geleert werden, widersprechen dem Vorsorgeprinzip.

Der Regierungsrat nimmt zur Einsprache wie folgt Stellung:

ad a. Die Parzelle Nr. 64 steht im Eigentum der Einwohnergemeinde Nenzlingen und befindet sich 
gemäss rechtskräftigem Teilzonenplan Dorfkern in der Kernzone.
Auf der Parzelle Nr. 64 befindet sich ein eingeschossiges Wirtschaftsgebäude (Grellingerweg 12, 
Baujahr 1910) in einfacher Holzbauweise mit Satteldach, das in der Vergangenheit als Feuerwehr-
magazin diente und mit dem Anschluss der Gemeinde Nenzlingen an die Stützpunktfeuerwehr 
Laufen ihren ursprünglichen Zweck verlor. Den Anbau nutzt die Gemeinde Nenzlingen zur Lage-
rung von Maschinen und Unterhaltsgerätschaften. 
Diese gegenwärtigen Nutzungen der Gemeinde – Lagerflächen für den kommunalen Werkhof – 
dienen klar der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und sie sind im öffentlichen Interesse. Für diese 
werden sinnvollerweise Flächen in OeWA-Zonen bereitgestellt. Im Übrigen sind nach § 24 Abs. 2 
RBG in OeWA-Zonen zusätzlich in beschränktem Umfange andere Nutzungen zulässig, sofern sie 
mit der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben verträglich sind. 
Die Zuweisung der Parzelle Nr. 64 zu einer OeWA-Zone ist aus den vorstehend genannten Grün-
den nachvollziehbar. Mit der beabsichtigten Umzonung der Parzelle Nr. 64 von der Kernzone in 
die OeWA-Zone verzichtet die Gemeinde auf die Möglichkeit hier Wohnnutzung zu realisieren und 
führt die genannte Parzelle planungsrechtlich ihrer zweckmässigen Bestimmung zu einer auf den 
künftigen Bedarf der Gemeinde (Werkhof, kommunale Infrastruktur) ausgerichteten Nutzung zu. 

ad b. Mit der Ausscheidung einer OeWA-Zone mit der Zweckbestimmung «Werkhof und weitere 
kommunale Infrastruktur» schafft die Gemeinde Nenzlingen auf der Parzelle Nr. 64 die raumplane-
rischen Voraussetzungen für die Errichtung von Bauten und Anlagen ausschliesslich zur Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben. Zu diesen gehören zum Beispiel Werkhöfe, Sportanlagen, Schulen etc. Die 
Umnutzung der Parzelle Nr. 64 in eine OeWA-Zone ist zweckmässig, da auf dieser die Nutzung 
sinnvollerweise auf öffentliche Aufgaben beschränkt werden soll. Eine OeWA-Zone mit der Zweck-
bestimmung «Werkhof und weitere kommunale Infrastruktur» impliziert nicht die Erstellung einer 
kommunalen Wertstoffsammelstelle. Die Realisierung einer solchen ist grundsätzlich in jeder Bau-
zone gemäss § 20 RBG zulässig. In der Regel werden kommunale Wertstoffsammelstellen auf 
Grundstücke im Eigentum der öffentlichen Hand erstellt. Die Anliegen der Einsprechenden, welche 
umweltrechtliche Aspekte betreffen, sind im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens zu beurteilen.

ad c. Wie vorstehend bereits erläutert, impliziert die Umzonung der Parzelle Nr. 64 in eine OeWA-
Zone mit der Zweckbestimmung «Werkhof und weitere kommunale Infrastruktur» nicht zwingend 
die Erstellung einer Wertstoffsammelstelle. Demnach ist im Rahmen der vorliegenden Mutation 
keine spezifische Überprüfung lärmrechtlicher Aspekte erforderlich. Sollte auf dieser Parzelle eine 
Wertstoffsammelstelle realisiert werden, gilt diese als neue ortsfeste Anlage und hat gemäss Art. 7 
der Lärmschutzverordnung (LSV) die Planungswerte einzuhalten. Die Einhaltung der lärmrechtli-
chen Aspekte wird im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens mittels Lärmgutachten geprüft. 

Die Einsprache muss, soweit darauf eingetreten werden kann und sie nicht gegenstandslos ist, als 
unbegründet abgewiesen werden.

5. Kommunikation und Bulletintext
Angabe der Kommunikationsmassnahmen:

☐ Medienkonfe-
renz

☐ Medienmittei-
lung

☒ Kurzmitteilung Regierungsbulletin 
Dienstag (RB Di)

☐ keine Kommunikation gemäss IDG 
(mit Begründung)

☐ Kurzmitteilung Regierungsbulletin Mitt-
woch (RB Mi)
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Angabe des Textes für das Regierungsbulletin/Begründung keine Kommunikation gemäss IDG:

6 /BUD

Gemeindebeschluss
Der Regierungsrat hat die von der Einwohnergemeindeversammlung Nenzlingen am 25. März 
2025 beschlossene Mutation «Schulhaus, Kindergarten und Feuerwehrmagazin» zu den Zo-
nenvorschriften Siedlung und zum Teilzonenplan Dorfkern genehmigt. 

6. Beschluss
://: 1. Die Einsprache von  wird, soweit darauf eingetreten werden kann 

und sie nicht gegenstandslos ist, als unbegründet abgewiesen.
2. Die von der Einwohnergemeindeversammlung Nenzlingen am 25. März 2025 beschlos-

sene Mutation «Schulhaus, Kindergarten und Feuerwehrmagazin» zu den Zonenvor-
schriften Siedlung und zum Teilzonenplan Dorfkern wird im Sinne der Erwägungen ge-
nehmigt und damit verbindlich erklärt.

3. Massgebend sind die mit den Inventarnummern 83/ZPS/2/2 und 83/TZPS/1/2 (Zonenplan 
Siedlung, Teilzonenplan Dorfkern, Mutation «Schulhaus, Kindergarten und Feuerwehr-
magazin») sowie 83/ZRS/2/1 (Mutation Zonenreglement Siedlung) versehenen Exem-
plare der Pläne und des Reglements.

4. Die Ziffer 2. dieses Beschlusses ist gestützt auf § 9 Geschäftsordnung des Regierungs-
rats im Amtsblatt zu veröffentlichen.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Entscheid kann innert zehn Tagen, vom Empfang dieses Entscheides an gerechnet, 
beim Kantonsgericht, Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht, Bahnhofplatz 16, 4410 Lie-
stal, schriftlich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde, die in vierfacher Ausfertigung ein-
zureichen ist, muss ein klar umschriebenes Begehren und die Unterschrift der beschwerdeführen-
den oder der sie vertretenden Personen enthalten. Der angefochtene Entscheid ist der Be-
schwerde in Kopie beizulegen. Das Verfahren vor dem Kantonsgericht ist kostenpflichtig.

Verteiler per Einschreiben:
– Gemeinderat Nenzlingen, 4224 Nenzlingen
–  Rechtsanwälte  Bahnhofplatz 9, 

Postfach 1175, 8021 Zürich (2 Exemplare für sich und ihre Klientel)

Verteiler:
– Jermann Ingenieure + Geometer AG, Arlesheim (info@jermann-ag.ch)
– Bau- und Umweltschutzdirektion, Amt für Raumplanung (raumplanung@bl.ch)
– Bau- und Umweltschutzdirektion

Die Landschreiberin:




